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Brauchen wir eine aktive  
europäische Industriepolitik?
Die Debatte um eine neue europäische Industriepo-
litik kommt nicht aus heiterem Himmel. Europa ver-
liert mit dem bevorstehenden Austritt Großbritanni-
ens aus der Europäischen Union ein auf marktwirt-
schaftlichen Prinzipien beharrendes Mitglied. Auf der 
anderen Seite des Atlantiks sind mit Donald Trump 
protektionistische und industriepolitische Debat-
ten auf der amerikanischen politischen Agenda all-
gegenwärtig. Politische Berater orakeln, dass uns 
China mit seiner aggressiven Industriepolitik und sei-
ner Marktabschottung wirtschaftlich und technolo-
gisch überholen wird und rufen nach vergleichbaren 
europäischen Gegenmaßnahmen. Den Befürwortern 
solcher Maßnahmen kommt die aktuelle Debatte um 
den 5G-Ausbau und die Dominanz des chinesischen 
Anbieters Huawei gerade recht, und sie schüren 
Ängste, dass uns China ausspionieren könnte. Gleich-
zeitig ist vielen die Dominanz der Internetgiganten 
aus den USA ein Dorn im Auge, auch wenn die Vorbe-
halte eher diffus sind und wir ihre Dienste täglich nut-
zen. Viele dieser komplexen Entwicklungen haben wir 
aber noch gar nicht richtig verstanden, so dass Rufe 
nach einfachen Antworten wie nach Protektionismus 
oder dem Imitieren der chinesischen Industriepoli-
tik ebenso wie nach freiem Wettbewerb nicht ange-
bracht erscheinen. Aber wie könnten richtige Antwor-
ten aussehen?

ES GIBT KEINE »ONE-SIZE-FITS-ALL«- 
INDUSTRIEPOLITIK

Die neue Wachstumstheorie (vgl. Aghion und Howitt 
1997) unterscheidet zwischen Ländern an der welt-
weiten Technologiegrenze und Ländern hinter der 
weltweiten Technologiegrenze. Länder an der Tech-
nologiegrenze können nur durch Innovationen wach-
sen und schieben damit die weltweite Technologie
grenze weiter voran. Länder hinter der Technologie
grenze können durch Imitation wachsen, d.h. durch 
Kopieren und Adaptieren bestehender Technologien. 
Dadurch lernen sie und holen zur Technologiegrenze 
auf. Für die beiden Typen von Ländern gibt es aber 
keine einheitlich passende »One-size-fits-all«-Indus-
triepolitik. Für Länder an der Technologiegrenze sind 
Wettbewerb, Technologieoffenheit, der Schutz geis-
tigen Eigentums und exzellente Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen die besten Rahmenbedin-
gungen dafür, dass diese mit der Weiterentwicklung 
der Technologiegrenze mithalten. Dagegen helfen 
eine aktive Industriepolitik, Wettbewerbsbeschrän-

kungen, die die einheimischen Unternehmen vor der 
Konkurrenz fortschrittlicher Unternehmen aus Län-
dern an der Technologiegrenze schützen, der Import 
von Humankapital und das Kopieren von Technolo-
gien und Produkten – auch unter Missachtung geis-
tigen Eigentums – Ländern hinter der Technologie
grenze aufzuholen. 

Das illegale Imitieren überlegener ausländischer 
Technologie ist in der Wirtschaftsgeschichte eine oft 
zu beobachtende Strategie des Aufholens. Ende des 
19. und Anfang des 20. Jahrhunderts verringerten die 
deutschen Werkzeugmaschinenbauer ihren techno-
logischen Abstand zu den weltweit führenden ame-
rikanischen Werkzeugmaschinenbauern, indem sie 
amerikanische Maschinen importierten, zerlegten 
und nachbauten (vgl. Richter 2008). Sie analysierten 
internationale Fachzeitschriften und Patentschriften 
amerikanischer Unternehmen und besuchten regel-
mäßig Messen, Ausstellungen und amerikanische 
Fabriken. Nicht zuletzt spielte das Abwerben ameri-
kanischer Facharbeiter und Ingenieure eine wichtige 
Rolle. Haben die inländischen Unternehmen jedoch 
zu den ursprünglichen Technologieführern aufgeholt 
und konkurrieren mit diesen »Kopf-an-Kopf«, wer-
den typischerweise Rufe nach dem Schutz des eige-
nen geistigen Eigentums laut. In der Tat ändern Län-
der dann häufig ihren Umgang beim Schutz geistigen 
Eigentums.

CHINA STEHEN GROSSE INSTITUTIONELLE 
ÄNDERUNGEN BEVOR

China hat in den letzten Jahrzehnten ein beachtli-
ches Wirtschaftswachstum vorgelegt. Beobachter 
(z.B. Jun 2018; Rogoff 2018) sind sich einig, dass die-
ses Wachstum selbst am aktuellen Rand weitgehend 
ein Aufholprozess ist und China nur in wenigen Berei-
chen an der weltweiten Technologiegrenze angekom-
men ist (z.B. im Bereich der mobilen internetbasier-
ten und verbraucherorientierten Geschäftsmodelle, 
der Netzwerkausstattung oder der Medizintechnik). 
China versteht in der Tat hervorragend aufzuholen 
und hat seine Institutionen entsprechend gestaltet. 
Die chinesische Führung hat aber auch verstanden, 
dass mit dem Aufholen und der Annäherung an die 
Technologiegrenze die Anpassung von Institutionen 
geboten ist. So wurden in den vergangenen Jahren 
immer mehr Industriebereiche vom Joint-Venture-
Zwang befreit. Der Joint-Venture-Zwang wird nun 
auch für die für die für Deutschland wichtige Endfer-
tigung von Kraftfahrzeugen auslaufen. 

Seit einiger Zeit nehmen die Patentanmeldun-
gen von chinesischen Unternehmen am chinesischen 
Patentamt stark zu, insbesondere von Unternehmen 
aus dem Bereich der digitalen Kommunikation wie 
Huawei und ZTE. Dies deutet zum einen darauf hin, 
dass diese Unternehmen an der weltweiten Technolo-
giegrenze angekommen sind, d.h., sie imitieren nicht 
mehr lediglich, sondern bringen eigene Innovationen 



13

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst  10 / 2019  72. Jahrgang  23. Mai 2019

hervor. Zum anderen deutet dies darauf hin, dass der 
Schutz und die Durchsetzung geistigen Eigentums in 
China an Bedeutung gewinnen. Wir sollten nicht auf 
Konfrontation mit China setzen, sondern China in die-
sem Wandel unterstützen.

DATEN WERDEN ZUM WESENTLICHEN 
WETTBEWERBSFAKTOR

Das Internet hat zweifelsohne positive Wirkungen auf 
den Wettbewerb. Preis- und Produktvergleiche wer-
den einfacher. Preisvergleichsseiten florieren. Das 
Angebot wird vielfältiger, weil weit voneinander ent-
fernte Händler online in Konkurrenz treten. Die Digi-
tal-Single-Market-Initiative der Europäischen Kom-
mission, die Geo-Blocking untersagt, unterstützt 
diese positiven Wettbewerbswirkungen des Inter-
nets. Ein Großteil dieser positiven Entwicklungen ist 
dem Siegeszug von Online-Plattformen geschuldet. 
Der Begriff »Online-Plattform« umfasst verschiedene 
Geschäftsmodelle wie Suchmaschinen, soziale Netz-
werke, Online-Marktplätze, Vergleichs- und Bewer-
tungsportale, Sharing-Plattformen, App Stores etc. 
Hinter den meisten dieser Plattformen stehen ame-
rikanische Unternehmen, die aus Sicht vieler zu groß 
und zu dominant geworden und nicht mehr zu zäh-
men sind. Sind entsprechende Sorgen tatsächlich 
berechtigt?

Plattformen betätigen sich als Intermediäre 
und bringen Nutzer bzw. zwei oder mehrere Markt-
seiten zusammen. Plattformen zeichnen sich meist 
durch ausgeprägte direkte und indirekte Netzwerk
effekte aus, d.h., der Nutzen der Mitglieder steigt 
mit der Zahl der weiteren Mitglieder. Je mehr Mit-
glieder, desto größer die Kommunikationsmöglich- 
keiten, desto mehr Käufer bzw. Verkäufer etc. Daher 
ist es Plattformen inhärent, groß zu werden, ohne 
dass dies den Konsumenten schaden muss. Entschei-
dend ist die Möglichkeit der Nutzer, die Plattform zu 
wechseln. Ist dies gegeben, profitieren sie von der 
Größe der Plattform. 

Als »Nebenprodukt« fallen durch die Aktivität 
von Akteuren auf Plattformen große Datenmengen 
an. Darüber hinaus betätigen sich Online-Plattform
anbieter zunehmend in anderen datenintensiven 
Geschäftsfeldern. Durch die Verknüpfung von Daten 
aus verschiedenen Geschäftsfeldern entstehen 
für den Datenbesitzer exklusiv Potenziale für neue 
Geschäftsmodelle. Diese Potenziale spiegeln sich in 
hohen Gewinnerwartungen und folglich der Markt-
kapitalisierung der GAFA (Google, Apple, Facebook, 
Amazon) wider. 

Darüber hinaus scheint diese Datenmenge immer 
größer zu werden. Mit ihren umfangreichen finanziel-
len Ressourcen übernehmen die großen Digitalkon-
zerne regelmäßig eine Vielzahl erfolgsversprechen-
der Start-ups mit datenbasierten Geschäftsmodellen. 
So verbreitert sich die Datenbasis zunehmend. Wie 
bedeutsam dieses Phänomen ist, zeigt sich im Auf-

schrei vieler Start-up-Verbände, als mit der GWB-No-
velle 2017 die Schwellenwerte für die Notifizierungs-
pflicht in der Fusionskontrolle angepasst wurden, 
wodurch Übernahmen mit hoher Marktkapitalisie-
rung, aber geringen Umsätzen unter die Notifizie-
rungspflicht fallen.

Vor diesem Hintergrund ist auch die jüngste  
Entscheidung des Bundeskartellamts vom Feb-
ruar 2019 zu Facebook richtungsweisend. Nach bis-
heriger Einschätzung des Bundeskartellamts ist 
Facebook im Bereich der sozialen Netzwerke markt-
beherrschend und missbraucht seine Marktmacht, 
was das Sammeln und Verwerten von Daten betrifft. 
Das Bundeskartellamt hat Facebook die Zusammen-
führung von Nutzerdaten aus verschiedenen Quellen 
untersagt.

ZUSAMMENHÄNGE SIND ZU KOMPLEX FÜR 
EINFACHE ANTWORTEN

Viele Aspekte sind bei der Bewertung von Industrie- 
und Wettbewerbspolitik zu berücksichtigen. Der wirt-
schaftliche und technologische Entwicklungsstand 
spielt ebenso eine Rolle wie spezifische Geschäfts-
modelle. In dieser komplexen Gemengelage macht 
man es sich mit dem Ruf nach einfachen Antworten 
zu leicht.

Falsche einfache Antworten

‒	 Schaffung europäischer Champions Diese Idee 
unterliegt dem Trugschluss, Größe sei gleichbe-
deutend mit Innovativität. Die 1 300 mittelstän-
dischen Weltmarktführer in Deutschland, die sog. 
Hidden Champions, beweisen das Gegenteil. Vor 
diesem Hintergrund ist auch die Forderung nach 
Änderung der EU-Wettbewerbsregeln, um Groß-
fusionen zu erleichtern, falsch. Mehr Mitsprache-
recht der Mitgliedstaaten schafft keine innova-
tiven europäischen Champions, sondern führt 
lediglich zu einem europäischen Geschacher und 
Entscheidungen werden beliebig.

‒	 Förderung einzelner Technologien Es ist leicht, 
im Aufholprozess die weltweit führenden Tech-
nologien zu identifizieren. An der Technologieg-
renze ist es aber nicht mehr so einfach möglich 
zu erkennen, welche die zukünftig erfolgreiche 
Technologie sein wird, und dieser Findungspro-
zess sollte den Marktakteuren überlassen wer-
den. Wenn Marktakteure entscheiden, kein Bat-
teriewerk in Europa zu bauen, dann sollte sich die 
Politik nicht darüber hinwegsetzen. Der Versuch, 
eine Solarzellenproduktion in Deutschland zu 
etablieren, ist ein Beispiel für eine politische Ent-
scheidung, die letztlich am Markt keinen Erfolg 
hatte. Das häufig für solche politischen Interven-
tionen vorgebrachte Argument, geschlossene 
Wertschöpfungsketten in Europa zu schaffen, 
ist wenig überzeugend, da die Integration Euro-
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pas in globale Wertschöpfungsketten und die da- 
mit verbundenen Vorteile internationaler Arbeits-
teilung unsere Wettbewerbsfähigkeit in der  
Vergangenheit gestärkt hat und weiter stär-
ken wird (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim  
BMWi 2019).

‒	 Untersagung ausländischer Direktinvestitionen, 
etwa aus China Eine aktuelle Studie zeigt, dass 
chinesische Investoren größere Firmen kaufen, 
die höher verschuldet sind und eine niedrigere 
Profitabilität aufweisen, und geringere Preise 
zahlen als Investoren aus anderen Ländern (vgl. 
Fuest et al. 2019). Dies spricht gegen die verbrei-
tete These, dass chinesische Unternehmen mit 
staatlichen Subventionen andere Investoren sys-
tematisch überbieten und aus dem Markt drän-
gen. Nachteile entstehen erst dann, wenn chine-
sische Übernahmen signifikante negative Folgen 
haben, die von den Verkäufern nicht berücksich-
tigt werden. Ein Beispiel wären sicherheitspoliti-
sche Probleme. 

‒	 Ausschluss chinesischer Unternehmen von 
öffentlicher Beschaffung Eine mildere Varian- 
te hat beispielsweise Bundeskar tellamts- 
präsident Andreas Mundt jüngst in die öffentli-
che Debatte eingebracht, wenn er vorschlägt,  
das Vergaberecht für öffentliche Aufträge stra-
tegisch einzusetzen und das Gebot von Unter- 
nehmen aus Ländern wie China mit einem Auf-
schlag zu versehen. Davon würden aber nur einige 
wenige heimische Unternehmen profitieren, die 
sich so den Zuschlag sichern könnten. Aller-
dings müsste der Staat, und damit schließlich 
der Steuerzahler, höhere Preise bezahlen. Insge-
samt käme es zu einem Wohlfahrtsverlust. Warum 
sollten wir aber nicht von günstigen Preisen aus 
China profitieren?

‒	 Einführung einer europäischen Digitalsteuer, um 
Gewinne der Digitalgiganten »abzuschöpfen« Die 
geltenden Regeln internationaler Besteuerung 
sehen vor, dass Steuern dort gezahlt werden, 
wo die Produkte entwickelt und produziert wer-
den, nicht dort, wo sie verkauft werden. Zwar ist 
Steuervermeidung multinationaler Konzerne ein 
Problem, es beschränkt sich aber nicht auf die 
Digitalwirtschaft. Um kurzfristig gegen Steuer-
vermeidungspraktiken vorzugehen, sollte die 
EU vor allem Doppelbesteuerungsabkommen zu 
Drittländern besser koordinieren. Darüber hinaus 
würden die USA die Digitalsteuer mutmaßlich als 
Importzoll interpretieren, was zu einer weiteren 
Eskalation im Handelskonflikt führen könnte (vgl. 
Fuest et al. 2018).

Mögliche richtige Antworten

Die Basis für Innovationen und technologischen Fort-
schritt sind Ideen und kluge Köpfe. Entscheidend 
sind daher leistungsfähige Bildungs-, Ausbildungs- 

und Weiterbildungssysteme sowie die Möglichkeit  
von qualifizierter Zuwanderung. Allerdings hat 
Europa kaum Zuständigkeit beim Thema Bildung,  
und eine Harmonisierung der Zuwanderungsregeln 
für Hochqualifizierte scheint aufgrund der Hetero- 
genität zwischen den Ländern nicht sinnvoll. Den-
noch sollte Europa eine zentrale Rolle bei der Gestal-
tung einer europäischen Industriepolitik spielen, 
die Rahmenbedingungen für global wettbewerbs-
fähige europäische Unternehmen schafft. Die Schaf-
fung solcher Rahmenbedingungen ist ein komplexes 
Unterfangen, und die einzelnen Maßnahmen müs-
sen sorgfältig bezüglich ihrer Wirkungen abgewo-
gen werden. An den folgenden Stellschrauben sollte 
angesetzt werden, um den europäischen Unterneh-
men im globalen Wettbewerb faire Bedingungen zu 
gewährleisten:

‒	 Maßnahmen für Marktöffnung und Reziprozität 
einsetzen Direktinvestitionen aus China sowie 
chinesische Unternehmen bei der öffentlichen 
Beschaffung sollten zugelassen werden, wenn der 
chinesische Markt auch für europäische Unter-
nehmen geöffnet wird. Das unterstützt China in 
seinem notwendigen institutionellen Wandel. Um  
zu gewährleisten, dass europäische Unterneh-
men Zugang zum chinesischen Markt bekommen, 
sollten auf europäischer Ebene abgestimmte Ver-
handlungen geführt werden. Nationale Allein-
gänge sind nicht erfolgversprechend. Entschei-
dend ist, auf Reziprozität zu setzen: Erhalten 
europäische Unternehmen keinen fairen Zugang 
zum chinesischen Markt, sollte gedroht werden, 
chinesischen Unternehmen im europäischen 
Markt ebenfalls Hindernisse in den Weg zu legen 
(vgl. Fuest 2019).

‒	 Die kürzlich verabschiedete Einführung eines eu­
ropäischen Screening für ausländische Direkt­
investitionen, das u.a. bei Investitionen in kritische 
Infrastrukturen und Technologien greift (vgl. EU 
2019), ist grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings 
ist es entscheidend, dass dieses Screening auf kla-
ren, vorab definierten Kriterien beruht, die rele-
vanten übergeordneten Interessen vorab klar 
definiert sind und Entscheidungen unabhängig 
von politischem Einfluss getroffen werden. Sonst 
werden wir es mit Entscheidungen zu tun bekom-
men, deren Qualität jüngsten Entscheidungen in 
den USA zur Gefährdung der nationalen Sicher-
heit durch Autoimporte ähneln.

‒	 Sicherung internationaler Wertschöpfungsketten 
durch Handelsabkommen und Diversifizierung, 
um keine einseitigen Abhängigkeiten zu schaffen 
Wir leben in einer globalisierten Welt, in der es 
keine geschlossenen nationalen oder europä-
ischen Wertschöpfungsketten gibt. Die euro-
päische Industrie bezieht Zulieferprodukte aus 
allen Teilen der Welt. Diese globale Arbeitsteilung 
trägt wesentlich zum hohen Wohlstand unserer 
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Gesellschaft bei. Würde Europa versuchen, durch 
geschlossene Wertschöpfungsketten in bestimm-
ten Bereichen autark zu werden, würde es die Vor-
teile der globalen Arbeitsteilung verspielen und 
das Fundament unseres Wohlstands untergraben 
(vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi 2019). 
Stattdessen sollte Europa möglichst viele Han-
delsabkommen abschließen, um internationale 
Wertschöpfungsketten strategisch zu sichern.

‒	 Die EU sollte sich bei ihren Ausgaben auf Bereiche 
konzentrieren, die einen europaweiten Mehrwert 
generieren. Hierzu zählt zweifelsohne die Förde-
rung von Forschung und Entwicklung mit europa-
weiter Ausstrahlung. Wichtig ist hierbei, die Tech-
nologieoffenheit zu gewährleisten und verstärkt 
die Möglichkeiten der wettbewerblichen öffent-
lichen Beschaffung einzusetzen. Andere Länder 
wie die USA (z.B. die National Institutes of Health) 
haben damit positive Erfahrungen gemacht (vgl. 
Falck und Wiederhold 2013). 

‒	 Die Ansammlung wertvoller Datenschätze bei eini­
gen wenigen großen Internetplattformen droht den 
Wettbewerb zu gefährden, indem bspw. junge 
Unternehmen selbst mit besserer Technologie 
nicht die Möglichkeit haben, ihre Geschäftsmo-
delle in ähnlichem Maß zu optimieren. Eine Ver-
pflichtung solcher Internetgiganten, zumindest 
einen Teil ihrer Daten Wettbewerbern zugänglich 
zu machen, könnte Abhilfe schaffen. Die empiri-
sche Evidenz zur Zwangslizenzierung von Paten-
ten (vgl. Watzinger et al. 2017) deutet darauf hin, 
dass auch bei Daten ein positiver Effekt auf die 
Innovationstätigkeit im Markt folgen könnte.
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